
Bundessozialgericht

AZ°: 4 RA 243/69

Zugestellt am
10 Fehr° 1971

I m N a m e n d e 5 V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsklägerin‚

Prozeßbevollmächtigter: „..‚.

Beklagte und Revisionsbeklagtel

Der 4„ Senat des Bundessozialgerichts hat am

15„ Dezember 4970 ohne mündliche Verhandlung

durch ‘

Präsident ‘ Profo Dr° w a n n a g a t

— Vorsitzender — ‚
Bundesrichter Dr. S c h u b e r t ‚
Bundesrichterv S c h m i d t h a l s ,

‘ Bundessozialriohter M ü l l e r ' ‚und

Bundessozialriohter B e n e d y c z‘u k

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin werden die Urteile

des Landessozialgerichts Berlin vom 240 August
1969 und des Sozialgerichts Berlin vom 12„ Februar

1969 aufgehoben°
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Die Beklagte wird unter Änderung ihres Be—
scheides vom 12° September 1967 verurteilt‚

das Altersruhegeld der Klägerin unter Be—

achtung der Rechtsäuffassung des Gerichts

neu zu berechnen und ihr das volle Alters—

ruhegeld zu zahlen‚i V”“ ‘ ' '

Die Beklagte hat der Klägerin die außerge—

richtlichen Kosten des Rechtsstreits zu er—

statten°

'G
r ü n d e :

fI

Die 1902 geborene Klägerin begehrt Zahlung

ihres vollen Altersruhegeldes in die Schweiz„ Sie ist

schweizer Staatsangehörige und lebt seit 1954 in der

Schweiz° Es geht darum, ob sie unter Berücksichtigung

des Art„ 45 des Abkommens zwischen der Bundesrepublik

Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über

Soziale Sicherheit vom 25° Februar 1964 (BGBl 1965 II,
1294) die anzurechnenden Beitragszeiten überwiegend im;

Geltungsbereich des Angestelltenversicherungsgesetzes

(AVG) im Sinne des 5 98 Abs° 2 AVG zurückgelegt hat°

Die Klägerin war von Juni 1959 bis April 1945 im Sudeten—
land als Angestellte versicherungspflichtig beschäftigt°

Für diese Zeiten sind Pflichtbeiträge zur früheren

Reichsversicherungsanstalt für Angestellte für 70 Bei—

tragsmonate nachgewiesen° In der Schweiz sind für die

Klägerin zu der dort bestehenden gesetzlichen Versicherung

Beiträge für die Zeiten von Januar 1948 bis März 1964

entrichtet° Aus der schweizer Versicherung erhält sie

vom 1° April 1964 an eine einfache Altersrente°
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Mit Schreiben vom 24„ Februar 1958 hatte die Beklagte der

Klägerin u„ao mitgeteilt‚ da sie nicht zuletzt im Gebiet

der Bundesrepublik Deutschland bzw„ des Landes Berlin

pflichtversichert gewesen sei? habe sie etwaige Ansprüche

auf Leistungen aus den bisher entrichteten 70 deutschen
Angestelltenversieherungsbeiträgen nur zu erwarten, wenn

sie durch die fortlaufende Leistung von freiwilligen bzw“
Pflichtbeiträgen zur deutschen Rentenversicherung das

Überwiegen von bundesgesetzlichen Beiträgen gegenüber den

außerhalb der Bundesrepublik Deutschland geleisteten

Beiträgen erreiche° Bei fortlaufender Beitragszahlung

mit.Rückwirkung ab 1„ Januar 1955 wäre das Überwiegen

der bundesgesetzlichen Beiträge mit dem Beitrag für Novem—

ber 1962 hergestellt° Die Klägerin entrichtete daraufhin

für die Zeit vom « Januar 4955 bis zum 28° Februar 1967
freiwillige Beiträge zur deutschen Angestelltenversiche—

rung'(AV)°

Mit Bescheid vom 12° September 1967 gewährte ihr die Be-

klagte Altersruhegeld wegen Vollendung des 65° Lebens—

jahres vom 1„ März 1967 an° Dabei rechnete sie als außer—.

halb des Geltungsbereiehs des AVG zurückgelegte Beitragszei—

ten die Zeiten von Juni 1959 bis April 4945 mit 70 Bei—
tragsmonaten sowie als innerhalb des Geltungsbereichs

des AVG zurückgelegte Beitragszeiten die Zeiten von April
1964 bis Februar 1967 mit 55 Beitragsmonaten an° Die für die

Zeit vom 1„ Januar 1955 bis zum 51° März 1964 zur deutschen
AV entrichteten freiwilligen Beiträge berücksichtigte die

Beklagte gemäß Art(, 45 des deutsch—schweizerischen Abkom—

mens vom 25° Februar 1964 als Beiträge zur Höherversiche—

rungo Unter weiterer Anrechnung von vier Monaten Ausfall—

zeit berechnete sie die Höhe der Rente mit 144710 DM mo-
natlicha In dem Bescheid führte sie des weiteren aus9 bei

Aufenthalt im Bunde5geb16t stehe der Klägerin das Ruhegeld

aus allen anrechenbaren Versicherungsäahren zu° Für Zei—

ten des gewöhnlichen Aufenthalts im Ausland sei das Ruhe—
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geld nur aus den Beitragszeiten von April 4964 bis Febru—

ar 1967 zu zahlen° Die Auslandsrente betrage 54,57% des

Inlandsrentenbetrages° Es wären daher 57,40 DM Versicher—

tehrente zuzüglich 25,70 DM als Leistung der Höherversi—

cherung zu zahlen, insgesamt also ein Rentenbetrag von
65,40 DM monatlich°

Gegen den Bescheid hat die Klägerin Klage erhoben mit dem

Antrage, die Beklagte zu verurteilen, ihr das volle Al—

tersruhegeld in Höhe von 144,10 DM zu zahlen:) Sie hat sich

darauf berufen, sie habe von Januar 1955 bis Februar 1967

freiwillige Beiträge zur deutschen AV entrichtet und da—

mit anzurechnende Beitragszeiten überwiegend im Geltungs—

bereich des AVG zurückgelegt“ Daß die freiwilligen Bei«

träge nach Art„ 45 des Abkommens vom 25° Februar 4964

als Höherversicherungsbeiträge angerechnet werden müßten,

könne nur eine untergeordnete Rolle spielen, weil es sich

dabei um keine echten Höherversicherungsbeiträge handele„

In jedem Falle müßten die Zeiten, für die umgewandelte

Höherversicherungsbeiträge entrichtet seien, als anzu-'

rechnende Beitragszeiten im Sinne des 5 98 Abs" 2 Buchst°

a AVGgelten° ' '

Das Sozialgericht (SG) Berlin hat durch Urteil vom

12° Februar 1969 die Klage abgewiesen„ Das Landessozial—

gericht (LSG) Berlin hat die Berufung der Klägerin gegen

dieses Urteil zurückgewiesen (Urteil vom 24, August
4969)° Es hat die Revision zugelassen°

Gegen das Urteil hat die Klägerin Revision eingelegt, mit

der sie unrichtige Anwendung des Art, 45 Satz 2 des

deutsch—schweizerischen Sozialversicherungsabkommens

‚vom 25° Februar 1964 sowie des 5 98 AVG rügt„ Sie bean—
tragt, die Urteile der Vorinstanzen sowie den Bescheid

der Beklagten vom 120 September 4967 aufzuheben und die

Beklagte zu verurteilen, ihr das Altersruhegeld in voller

Höhe auszuzahlen° '
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Die Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweisen°

Beide Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch

Urteil ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt„

€
\
1

‘ {

II 1

Die Revision der Klägerin ist begründet°

Für die Klägerin sind entgegen der Ansicht des LSG und der

Beklagten anzurechnende Beitragszeiten überwiegend im Gel—

tungsbereich des AVG zurückgelegt„ Gemäß55 98 Abs° 2
Buchst„a‚ 102 Abs° 2 Satz 1 AVG iVm Art„ 5‚ 4, 28 des Ab—

kommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der

Schweizerischen Eidgenossenschaft über Soziale Sicherheit

vom 25° Februar 1964 hat die Beklagte der Klägerin für Zei—

ten ihres gewöhn■chen Aufenthalts in der Schweiz das volle

Altersruhegeld zu zahlen°

Für den im März 1967 eingetretenen Versicherungsfall des

Altersruhegeldes wegen Vollendung des 65° Lebensjahres ist

das ltß Bekanntmachung vom 220 April 1966 (BGBl 1966 II,
255) am 1° Mai 1966 in Kraft getretene Abkommen zwischen

der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen Eid—

genossenschaft über Soziale Sicherheit mit Schlußproto—

koll vom 25° Februar 1964 (BGBl 1965 II? 1294) anzuwendeno
Mit Inkrafttreten dieses Abkommens ist vorbehaltlich der

in Art° 42 des Abkommens getroffenen Regelung das Abkommen

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Schweize—

rischen Eidgenossenschaft über Soziale Sicherheit nebst

Schlußprotokoll vom 24„ Oktober 1950 (BGBl 4951 II, 146)
außer Kraft getreten„

Das SG, das LSG und die Beklagte gehen davon aus9 der in

der Schweiz lebenden Klägerin könne der Rentenanteil nicht
gezahlt werden, der auf die nicht im Geltungsbereich des

AVG zurückgelegten Versicherungsjahre entfällt, weil die
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_ 6 _

Voraussetzungen des S 98 Abs° 2 AVG nicht erfüllt seien„

Sie meinen, die von der Klägerin für die Zeit vom 40 Ja—

nuar 4955 bis zum 54„ März 4964 zur dertschen AV ent—

richteten freiwilligen Beiträge hätten gemäß Art„ 45

Satz 2 des Abkommens vom 25° Februar 4964 als B iträge

zur Höherversicherung zu gelten, weil diese Beiträge für

Zeiten entrichtet worden seien, während derer die Kläge—

rin in der schweizerischen Sozialversicherung pflicht—

versichert gewesen sei° Dem kann indessen nicht gefolgt

werden° ‘

Zwar schreibt das Abkommen vom 25° Februar 4964 in Arto46

Abs„ 5 allgemein vor, daß die Weiterversicherung nach

deutschen Rechtsverschriften während der nach den schwei—

zerischen Rechtsvorschriften zurückgelegten Beitragszei—

ten und ihnen gleichgestellte Zeiten unzulässig sei° Zu—

dem ist in den Übergangs— und Schlußbestimmungen des Ab—

kommens in Art„ 44 Abs° 4 vorgeschrieben‚ daß das Abkom—.

men auch für die vor seinem Inkrafttreten zurückgelegten

BeitragsZeiten gilt° Diese Vorschriften könnten dafür

sprechen‚ daß die Bestimmung des Art„ 46 Abs° 5 auch alle

vor dem 4„ Mai 4966 in der Vergangenheit liegenden Bei—
tragszeiten ohne jede zeitliche.Grenze rückwirkend er-
faßt‚ so daß die Unzulässigkeit der Weiterversicherung

nach den deutschen Rechtsverschriften ebenfalls für die

'Zeit gilt, für die die Klägerin vor dem 4„ Mai 4966 freie
willige Beiträge zur deutschen AV entrichtet hat und in

der sie auch nach den schweizerischen Rechtsvorschriften

Beiträge entrichtet hat, also auch für die Zeit vom
4° Januar 4955 bis zum 50° März 4964°

Jedoch gelten nach dem Wortlaut des Arto 45 Satz 2 des.

Abkommens nur die zur Weiterversicherung in der deutschen

Rentenversicherung entrichteten Beiträge als Beiträge zur
Höherversicherung, "die für Zeiten entrichtet wurden oder

werden‚ während derer die Versicherung in der schweizeri—

;
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schen Alters—„ Hinterlassenen— und„lgyglidggygrgigheryng

bestand oder besteht"° Nach dem Wortlaut dieser Bestimmung

genügt es also nicht‚ daß die Pflichtversicherung in der

schweizerischen Sozialversicherung überhaupt oder in der

schweizerischen Alters— und Hinterlassenenversicherung

bestanden hate Die aus dem Gesetzeswortlaut sich ergeben—

de Voraussetzung über das Bestehen der Versicherung auch

in der schweizerischen Invalidenversicherung ist nicht zu—

fällig gewählt, sondern gewollt und entspricht dem Sinn

und Zweck dieser Regelung; denn mit dieser Vorschrift soll

den besonderen Rechtswirkungen Rechnung getragen werden‚

die sich aus 5 16 Abs° 1 und 5 des Abkommens ergeben und mit

denen hinsichtlich der Weiterversicherung nach deutschen

Rechtsvorschriften der Grundsatz der Einheitlichkeit der

für die deutschen und Schweizerischen Staatsangehörigen

in der Bundesrepublik und in der Schweiz bestehenden Ver—

sicherung gewahrt werden soll (RVG—Gesamtkomm7 Internatio-

nales Sozialversicherungsrecht, Deutschland—Schweiz S° 58)„

Nach Art° 46 Abs° 4 des Abkommens werden für das Recht auf

Weiterversicherung nach den deutschen Rechtsvorschriften

die nach den schweizerischen Rechtsvorschriften zurückge—

legten Beitragszeiten berücksichtigt, soweit während dieser
Zeiten eine Beschdftigung oder Tätigkeit ausgeübt wurde,

die versicheruhgspflichtig wäre, wenn die deutschen Rechts—
vorsohriften für sie zu gelten hätten„ In Absatz 3 dieses
Artikels wird aus der im Abkommen vereinbarten Gleichstel—

lung der Staatsangehörigen der Vertragsstaaten (Arto 5 und

4 des Abkommens) die Folgerung gezogen, daß während der
Zeiten9 in denen nach den schweizerischen Rechtsvorschriften

in der schweizerischen Sozialversicherung Pflichtversiohe—

rung besteht‚ eine Weiterversicherung auch in der deutschen
Sozialversicherung nicht zulässig sein soll„ Die Einheitlich—
keit der Versicherung, die hiermit gewahrt bleiben soll,
ist jedoch in dem Abkommen vom 25„ Februar 1964 nur mit

RüCkSiCht darauf festgelegt worden und auch nur deshalb
gerechtfertigt, weil in der schweizerischen Sozialversicherung

_ g _
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die Invalidenversicherung erst mit Wirkung vom 1° Januar

4960 an eingeführt worden ist, während bis dahin in der
Schweiz nur eine Alters— und Hinterlassenenversicherung

bestanden hat (vgl„ hierzu RVO—Gesamtkomm9Internatio—
nales Sozialversicherungsrecht aaO, S° 12)° Solange sich

die Pflichtversicherung in der schweizerischen Sozialver—

sicherung auf die Alters— und Hinterlassenenversicherung

beschränkte und die Invalidenversicherung nicht mitum—
faßte, bestand auch kein innerer Grund, die Weiterversi—

cherung nach deutschen Rechtsvorschriften im Hinblick auf

die in der Schweiz bestehende Pflichtversicherung zu be—
'schränken„ Aus diesen Gründen sah das frühere Abkommen vom

24„ Oktober 4950 in Art° 5 noch die Regelung vor? daß die

nach deutschen Vorschriften für den Fall der Invalidität

oder der Berufsunfähigkeit an die Versicherten zu gewäh—

renden Renten der Rentenversicherung der Arbeiter (Inva—

lidenversicherung) und der Rentenversicherung der Ange—

stellten (Angestelltenversicherung) von den deutschen

Versicherungsträgern ohne Berücksichtigung der bei schwei—

zerischen Versicherungsträgern zurückgelegten Versiche—

rungszeiten festgestellt werden, und daß die Bestimmungen
des Art, 7 des früheren Abkommens nur dann anzuwenden

sind, wenn ein Berechtigter‚ der Anspruch auf eine solche
Rente hat, das 65„ Lebensjahr vollendet„ Art„ 7 des frü—

heren Abkommens bezog sich nur auf die Feststellung der

nach den deutschen Vorschriften für den Fall des Alters
oder des Todes zu gewährenden Renten und regeltea in wel-

cher Weise die in der schweizerischen Alters- und Hinter—

lassenenversicherung zurückgelegten Versicherungszeiten

zu berücksichtigen sind°

Obgleich in Art„ 45 Satz 2 des Abkommens vom 25„ Februar

1964 für seine rückwirkende Geltung eine zeitliche Gren—

ze ausdrücklich nicht vorgesehen ist‚ so ergeben doch

sein Wortlaut und der Sinn und Zweck dieser Vorschrift?

daß seine rückwirkende Geltung auf die Zeit beschränkt
ist, von der an in der schweizerischen Sozialversicherung
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die Invalidenversicherung eingeführt worden ist, also auf

die Zeit vom 4° Januar 4960 an°

Die von der Klägerin für die Zeiten vom 4„ Januar 4955

bis zum 540 Dezember 4959 entrichteten freiwilligen Beiträge

zur deutschen AV werden mithin weder von Arte 44 Abs° 4

noch von Art„ 45 Satz 2 des Abkommens erfaßt° Sie gelten

nicht als Beiträge zur Höherversicherung, sondern sind als

Beiträge zur freiwilligen Fortsetzung der Versicherung

bei der Rentenfeststellung zu berücksichtigen° Hieraus folgt,

daß für das Altersruhegeld der Klägerin die mit freiwilli-

gen Beiträgen belegte Versicherungszeit vom 4" Januar 4955

bis zum 54° Dezember 4959 gemäß 5 402 Abs° 2 Satz 4 AVG

als innerhalb des Geltungsbereichs des AVG zurückgelegte

Beitragszeit im Sinne des 5 98 Abs„ 2 Buchstoa AVG anzurech—

nen isto Wird diese Beitragszeit von 60 Beitragsmonaten
mit der ebenfalls anzurechnenden Beitragszeit von 55 Mo—

naten zusammengezählt‚ die in dem angefochtenen Bescheid

gemäß @ 402 Abs„ 2 Satz-4 AVG als innerhalb des Geltungsbe—

reichs des AVG zurückgelegte Versicherungszeit bereits zu—

treffend berücksichtigt worden ist, so ergibt sich, daß

den außerhalb des Geltungsbereichs des AVG zurückgelegten
Beitragszeiten von Juni 4959 bis April 4945 mit 70 Beitrags—

monaten die innerhalb des Geltungsbereichs des AVG „„„
zurückgelegte Beitragszeit von 95 Beitragsmonaten gegenüber—

steht; Damit ist für die Klägerin die Voraussetzung des

% 98 Abs“ 2 Buchstoa AVG erfüllt, daß sie die anzurechhen—
den Beitragszeiten überwiegend im Geltungsbereich des AVG
zurückgelegt hat° Ihr ist das Altersruhegeld mithin voll

zu zahlen, da Zeiten einer Beschäftigung nach 5 46 des
Fremdrentengesetzes und auf Grund dieser Beschäftigung

anrechenbare Ersatz— und Ausfallzeiten außer Betracht
bleiben°

Die Beklagte hat demnach zunächst das Altersruhegeld der
Klägerin unter zusätzlicher Anrechnung der Zeiten vom
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40
Januär 4955 bis zum 54° Dezember 1959 als Beitrags—

zeit neu zu berechneno Für Zeiten des gewöhnlichen Aufent—

halts in der Schweiz hat die Beklagte der Klägerin so—
dann die so berechnete Rente voll zu zahlen°

Unter Aufhebung der entgegenstehenden Entscheidungen der

Vorinstanzen und Änderung des Bescheides der Beklagten

vom 12. September 4967 ist die Beklagte entsprechend zu
verurteilen°

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 495 des Sozialge—

richtsgesetzes.
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